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NORDRHEIN-WESTFALEN 
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VORLAGE 
16/158 

alle Abg. ---
Funktionsprüfung privater Abwasseranlagen - § 61 a Landeswas­
sergesetz 

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin, a.'t:,~<- an~ 

mit Bericht vom 09.07.2012 (Landtagsvorlage 16/43) hatte ich Ihnen 

das Gutachten von Herrn Professor Dr. Dr. Durner zur Verfassungs­

konformität des § 61a Landeswassergesetz (LWG) übermittelt. 

Hieran anknüpfend mächte ich Ihnen nunmehr auch die Einschätzung 

des Bundesministers für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Herrn Peter Altmeier MdB, zu dieser Fragestellung übersenden. 

Mit seinem Schreiben vom 21.08.2012 (Anlage 1) schließt er sich un­

eingeschränkt der Auffassung der nordrhein-westfälischen Landesre­

gierung und von Herrn Professor Durner an, wonach § 61 Wasser­

haushaltsgesetz (WHG) keine Sperrwirkung für die Länder entfaltet 

und die nordrhein-westfälische Regelung des § 61a LWG sich im 

Rahmen der bundesgesetzlichen Regelung hält. Damit ist die landes­

rechtliche Vorschrift verfassungskonform. 

Darüber hinaus verneint der Bundesminister die hiesige Frage danach, 

ob die Bundesregierung beabsichtigt, eine entsprechende Verordnung 

zu erlassen. 

Johannes Remmel MdL 
14:. 09.2012 
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Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Der Minister 

Ich bitte um Weiterleitung des Briefes von Herrn Bundesminister Peter 

Altmeier MdB und meiner entsprechenden Anfrage (Anlage 2) an die Seite 2 von 2 

Mitglieder des Landtages. 

Mit freundlichen Grüßen 
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An den Minister für Klimaschl,ltz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Herrn Johannes Remmel MdL 
40190 Düsseldorf 

. Sehr geehrter Herr Kollege, 

vielen Dank für Thr Schreiben vom 30. Juli 2012 zur Verfassungsmäßigkeit 

landeswassergesetzlicher Vorschriften und die Übersendung der beiden zu 

völlig unterschiedlichen Ergebnissen kommenden Gutachten des Parlamen­

tarischen Beratungs- und Gutachterdienstes des Landtags Nordrhein­

Westfalen einerseits sowie des von Threm Haus in Auftrag gegebenen Gut­

achtens von Herrn Professor Dumer von der Rheinischen Friedrich­

Wilhelms-Universität zu Bonn, Direktor des Instituts der Wasser- und Ent­

sorgungswirtschaft andererseits. 

Das <;Jutachten des Parlamentarischen Beratungs- und Gutachterdienstes des 

Landtags Nordrhein-Westfalen ist in meinem Hause seit längerer Zeit be­

kannt. Das Ergebnis dieses Gutachtens, das eine Sperrwirkung des Bundes­

rechts durch § 61 Wasserhaushaltsgesetz für landesrechtliehe Regelungen 

im Bereich der SelbstüberWachung von Abwasseranlagen (insbesondere von 

privaten Kanälen) bejaht, wurde hier mit Erstaunen zur Kenntnis genom: 

men. 
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Dieses Gutachten gelangt nicht nur zu einer für die meisten Experten des 

Wasserrechts nicht nachvollziehbaren Interpretation des § 61 WHG, es setzt 

sich über die Begründung des Bundesgesetzgebers zu § 23 Abs. 1 WHG 

hinweg und enthält zudem eine nicht nur nach meiner Auffassung schon im 

Ansatz verfehlte verfassungsrechtliche Argumentation. Besonders gravie­

rend ist allerdings, dass das Gutachten den durch Gesetz vom 6. Oktober 

2011 auf Bitten der Länder in das WHG aufgenommenen § 23 Absatz 3 

WHG offensichtlich übersehen hat. Diese Vorschrift stellt ausdrücklich klar, 

dass solange und soweit die Bundesregierung unter anderem von ihrer 

Rechtsverordnungsermächtigung in § 61 Abs. 3 WHG keinen Gebrauch 

gemacht hat, die Landesregierungen entsprechende Verordnungen erlassen 

können. Nach zutreffender Auffassung von Prof. Dumer können solche Re­

gelungen erst recht vom Landesparlament als Gesetz erlassen werden 

Prof. Dumer stellt in seinem Gutachten in überzeugender Weise dar, dass 

§ 61 WHG keine Sperrwirkung für die Länder entfaltet und dass die nord­

rhein-westfälische Regelung des § 61 a L WG NW sich im Rahmen der bun­

desrechtlichen Regelung hält. Auch seine verfassungsrechtliche Argumenta­

tion ist überzeugend. 

Im Übrigen läge eine - vom Wissenschaftlichen Dienst des Landtages be­

hauptete - grundsätzliche Sperrwirkung des Wasserhaushaltsgesetzes weder 

im Interesse des Bundes noch der Länder. Das WHG enthält an vielen Stel­

len Öffnungsklauseln und - trotz der seit 2006 gegebenen konkurrierenden 

Bundes gesetzgebung im Wasserrecht - eine Reihe nicht abschließender Re-

" gelungen, die der Konkretisierung bedürfen. Insoweit kann bis zum Inkraft­

treten entsprechender Bundesverordnungen - insbesondere ,zur Vermeidung 
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von Regelungslücken - durchaus ein Interesse an konkreten Regelungen auf 

Landesebene bestehen. 

Auch im Hinblick auf die in den Gutachten angesprochene Ermächtigung 

der Bundesregierung nach § 61 Abs. 3 WHG zum Erlass von Regelungen 

zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen wird derzeit vom Bund und 

von der Mehrheit der Länder kein Bedürfuis nach einer Rechtsverordnung 

des Bundes gesehen. Viele Länder haben sich ausdrücklich gegen solche 

Regelungen des Bundes ausgesprochen. Daher muss ich Ihre Frage, ob der 

Bund eine entsprechende Verordnung erlassen wird, rur die absehbare Zeit 

. mit "Nein" beantworten. 

Mit freundlichen Grüßen 





Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Der Minister 

Ministerium für Klimaschulz, Umwelt, Landwirtschaft. Natur- und Verbraucherschutz NRW - 40190 Düsseldorf 

Herrn Bundesminister 
Peter Altmaier 

Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 
11055 Berlin 

Verfassungsmäßigkeit landeswassergesetzlicher Vorschriften 

Lieber Herr Altmaier, 

mit dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 hat der 
Bund auf Grund der geänderten Verfassungslage ein neues Wasser­
haushaltsgesetz erlassen. Als Folge der Neuregelung des WHG hc:lben 
die Länder ihre Landeswassergesetze zu novellieren. Dies ist bislang 
nur in den wenigsten Bundesländern geschehen. 

Im Rahmen der. Vorbereitung der Lgndesgesetzgebung, aber auch 
beim Vollzug bestehenden Landesrechtes stellt sich bei einigen Rege­
lungsbereichen die grundsätzliche Frage, ob der Bund mit dem Was­
serhaushausgesetz abschließend den jeweils in Frage stehenden Re­
gelungsbereich regeln wollte oder nicht 

Konkret betrifft dies eine Regelung des nord rhein-westfälischen Was­
sergesetzes und zwar § 61 a LWG NRW, nach der der Betreiber priva­
ter Abwasseranlagen eine Funktionsprüfung seiner Abwasserleitungen 
durchführen lassen muss_ So legt § 61a LWG u. a_ fest, 

• welche private Abwasseranlagen zu prüfen sind, 
• dass die Prüfung durch einen Sachkundigen durchzuführen ist, 
• dass über die Prüfung eine Bescheinigung zu fertigen ist und 

diese auf Verlangen der Gemeinde vorzulegen ist, 
• welche Fristen für die erstmalige Prüfung und die Wiederho­

lungsprüfung maßgeblich sind, 

Johannes Remmel MdL 
.',J _ Juli 2012 
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des Landes Nordrhein-Westfalen 
Der Minister 

fI dass für Wasserschutzgebiete kürzere Fristen von der Gemein­
de festzulegen 'sind und die Gemeinde verpflichtet ist, die 
Grundstückseigentümer über die Durchführung der Funktions­
prüfung zu unterrichten und zu beraten. 

Diese Regelung ist Gegenstand von politischen Diskussionen in. NRW 
aber auch in anderen Bundesländern. In diesem Zusammenhang hat 
der Parlamentarische Beratungs'- und Gutachterdienst des Landtags 
NRW am 03.02.2012 das beiliegende Rechtsgutachten zur Verfas­
sungskonformität des § 61 a LWG erstellt (Anlage 1). Das Gutachten 
gelangt zu dem Ergebnis, dass § 61a LWG aus verschiedenen Grün­
den nicht verfassungskonform und damit nichtig sei. Im Wesentlichen 
wird dies mit der durch das neue Wasserhaushaltsgesetz ausgelösten 
Sperrwirkung begründet. 

Nach hiesiger Einschätzung überzeugt das Gutachten des Parlamenta­
rischen Dienstes nicht. Im Hinblick auf eine anstehende Novellierung 
des Landeswassergesetzes hat mein Haus daher Herr Prof. Durner 
von der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität zu Bonn gebeten, 
die Aussagen in dem Gutachten zu prüfen und eine eigen~tändige ver­
fassungsrechtHche Bewertung vorzunehmen. 

Das ebenfalls beiliegende Gutachten von Herrn Prof. Durner (Anlage 2) 
kommt zu einem gegenteiligen Ergebnis. 

Aus hiesiger Sicht sind die vorgenommenen Prüfungen und Bewertun­
gen von Herrn Prof. Durner richtig abgeleitet; das Ergebnis des Gut­
achtens entspricht den eigenen Bewertungen. Es zeigt zugleich deut­
lich die Schwächen des Gutachtens des Parlamentarischen Dienstes 
auf. 

Im Hinblick auf anstehende Landesgesetzgebung, darf ich Sie bitten, 
mir möglichst kurzfristig eine Einschätzung Ihres Haus zu dieser The­
matik zukommen zulassen. 

Unabhängig von den kompetenzrechtlichen Fragestellungen ist im 
Rahmen der politischen Diskussion auch immer wieder die Forderung 
nach einer bundesrechtlichen Regelung zur Funktionsprüfung privater 
Abwasserkanäle aufgestellt worden. Ich wäre Ihnen daher ebenfalls für 

Seite 2 von 3 



Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nqrdrhein-Westfalen 
Der Minister 

eine Mitteilung zu Frage dankbar, ob Ihr Haus auf der Grundlage der 
vorhandenen bundesrechtlichen Ermächtigungen im neuen WHG be.:. 
absichtigt, eine entsprechendeVerordnung zu erlassen und - für den 
Fall einer Bejahung dieser Frage - wahn mit einer entsprechenden 
Verordnung zu rechnen ist. 

Mit freundlichen en 
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